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KOMMENTAR

544 DIW Wochenbericht Nr. 31/2019 DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2019-31-4

Mit der Entscheidung für Boris Johnson als neuen Premiermi-

nister des Vereinigten Königreichs ist die Sorge um einen un-

geordneten Brexit wieder in den Fokus der europäischen  Politik 

gerückt. Nun übernimmt also ein sogenannter Brexit-Hard-

liner die Regierungsgeschäfte, der die EU notfalls auch ohne 

Abkommen verlassen will, sollten deren Verhandlungsführer 

den Briten nicht entgegen kommen. Dabei wirken Johnsons 

Äußerungen so, als säße das Vereinigte Königreich am längeren 

Hebel. Doch sind es wirklich die europäischen Partner, die mög-

liche Kosten eines harten Brexit fürchten müssen?

Richtig ist, dass die Risiken für die verbleibenden EU-Länder 

und insbesondere für die exportabhängige deutsche Wirt-

schaft nicht von der Hand zu weisen sind. Der Handel mit dem 

Vereinigten Königreich ist bereits rückläufig, im Ranking der 

wichtigsten deutschen Handelspartner liegt das Land nur noch 

auf Platz sieben. Umfragen zeigen, dass hiesige Unternehmen 

ihre Produktionsketten und Investitionsstrategien umstellen, 

was mit vorübergehenden Kosten einhergeht. Bei einem Aus-

tritt ohne Abkommen würden anfallende Zölle natürlich auch 

den deutschen Außenhandel treffen, so flexibel die heimische 

Volkswirtschaft auch sein mag. Dennoch dürften die Effekte 

auf Wachstum und Beschäftigung hierzulande auch bei einem 

No-Deal-Brexit vergleichsweise gering ausfallen – nicht zuletzt, 

weil sich viele Unternehmen darauf vorbereitet haben. Sollte 

sich der Brexit-Prozess hingegen weiter in die Länge ziehen, 

könnten die ökonomischen Kosten einer anhaltenden Verunsi-

cherung langfristig sogar überwiegen. Ein Szenario, in dem end-

lich Klarheit über die künftigen Handelsbeziehungen herrscht, 

wäre folglich die beste Option.

Weitaus gravierender würde ein harter Brexit wohl die Wirt-

schaft des Vereinigten Königreichs treffen; eine tiefe Rezession 

infolge einer einbrechenden heimischen Nachfrage und eines 

zum Erliegen kommenden Außenhandels wäre dort wohl kaum 

zu vermeiden. Problematisch werden könnte zudem, dass die 

britischen Geld- und Finanzpolitiker in ihren Möglichkeiten, 

die zu erwartenden konjunkturellen Verwerfungen abzufedern, 

stark limitiert wären. Vor allem die britische Notenbank würde 

wohl in ein Dilemma geraten: Verliert das britische Pfund im 

Zuge eines harten Brexit an Wert, steigen – von möglichen 

Zöllen ganz abgesehen – die Importpreise. Schlägt sich dieser 

Anstieg auch in den Verbraucherpreisen nieder, müsste die 

zuvorderst der Preisstabilität verpflichtete Bank of England 

eigentlich die Zinsen anheben – genau dann, wenn die britische 

Wirtschaft in eine Rezession abgleitet.

Zwar konnte der wirtschaftliche Schaden eines ungeordneten 

Brexit bisher vermieden werden – die Unsicherheit belastet die 

Wirtschaft im Land jedoch unvermindert stark. Das britische 

Pfund verlor in den vergangenen Wochen deutlich an Wert, 

auch die Einkaufsmanagerindizes im verarbeitenden Gewerbe 

und im Bausektor fielen zuletzt kräftig und liegen aktuell jeweils 

auf dem niedrigsten Niveau seit Jahren. Daneben sinkt die 

Stimmung der Verbraucherinnen und Verbraucher bereits seit 

2016 sukzessive. Nach und nach setzt sich in der britischen Be-

völkerung offenbar die Erkenntnis durch, dass die Versprechen, 

die die Politik im Vorfeld des Brexit-Referendums gemacht hat, 

kaum eingelöst werden können. Hinzu kommt: Solange der Bre-

xit verschleppt wird, liegen andere innenpolitische Baustellen 

brach. Dabei gäbe es genug zu tun, etwa im Gesundheitssektor 

oder beim Bildungswesen. So droht das Vereinigte Königreich 

infolge des EU-Austritts auch auf anderen Feldern zurückzufal-

len – die Auswirkungen dürften über Jahre zu spüren sein.

Ob es einem Premierminister Boris Johnson angesichts dieser 

Aussichten wirklich gelingen wird, seine Forderung nach 

weitreichenden Nachbesserungen am ursprünglich mit Brüssel 

ausgehandelten Austrittsabkommen durchzusetzen, bleibt 

abzuwarten. Umso wichtiger wäre es, dem Drama endlich ein 

Ende zu setzen und einen Austritt mit Abkommen und Über-

gangsphase zu gewährleisten. Ein ungeordneter Brexit wäre 

für alle Seiten schmerzhaft, die einzig schlechtere Option wäre 

aber wohl eine Fortsetzung der Hängepartie und eine chronisch 

werdende Ungewissheit für Unternehmen und Haushalte.

Stefan Gebauer ist wissenschaftlicher Mitarbeiter der 

Abteilung Konjunkturpolitik am DIW Berlin. Der Kom-

mentar gibt die Meinung des Autors wieder.
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